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Auszug aus dem Landeshochschulgesetz (LHG) 

…. 

§ 2 Aufgaben 

…. 

(2) Die Hochschulen beraten Studierende und studierwillige Personen über 
Studienmöglichkeiten, Inhalte, Aufbau und Anforderungen eines Studiums. Die Fakultäten 
und Studienakademien unterstützen die Studierenden während des gesamten Studiums 
durch eine studienbegleitende fachliche Beratung. 

(3) Die Hochschulen wirken an der sozialen Förderung der Studierenden mit; sie 
berücksichtigen die besonderen Bedürfnisse von Studierenden mit Kindern oder 
pflegebedürftigen Angehörigen. Sie tragen dafür Sorge, dass Studierende mit 
Behinderungen oder chronischen Erkrankungen in ihrem Studium nicht benachteiligt 
werden und die Angebote der Hochschule möglichst ohne fremde Hilfe in Anspruch 
nehmen können; sie bestellen hierfür eine Beauftragte oder einen Beauftragten, deren 
oder dessen Aufgaben in der Grundordnung geregelt werden. Sie fördern in ihrem Bereich 
die geistigen, musischen und sportlichen Interessen der Studierenden. 

…. 

§ 4 Chancengleichheit von Frauen und Männern; Gleichstellungsbeauftragte 

(1) Die Hochschulen fördern bei der Wahrnehmung aller Aufgaben die tatsächliche 
Durchsetzung der Chancengleichheit von Frauen und Männern und wirken auf die 
Beseitigung bestehender Nachteile hin; sie fördern aktiv die Erhöhung der Frauenanteile 
in allen Fächern und auf allen Ebenen, in denen Frauen unterrepräsentiert sind, und 
sorgen für eine bessere Vereinbarkeit von Familie und wissenschaftlicher, künstlerischer 
und medizinischer Tätigkeit. Bei allen Aufgaben und Entscheidungen sind die 
geschlechterspezifischen Auswirkungen zu beachten. 

(2) Der Senat wählt in der Regel aus dem Kreis des an der Hochschule hauptberuflich tätigen 
weiblichen wissenschaftlichen und künstlerischen Personals eine 
Gleichstellungsbeauftragte und mindestens eine Stellvertreterin für die Dauer von zwei 
bis vier Jahren; die Grundordnung regelt die Anzahl der Stellvertreterinnen sowie die Dauer 
der Amtszeit der Gleichstellungsbeauftragten und ihrer Stellvertreterinnen. Die 
Gleichstellungsbeauftragte legt fest, durch welche ihrer Stellvertreterinnen sie sich 
allgemein und im Einzelfall vertreten lässt; sie legt die Reihenfolge der Stellvertretung fest 
und kann ihren Stellvertreterinnen bestimmte Geschäftsbereiche übertragen. 

(3) Die Gleichstellungsbeauftragte unterstützt die Hochschulleitung bei der Durchsetzung 
der verfassungsrechtlich gebotenen Chancengleichheit von Frauen und Männern und bei 
der Beseitigung bestehender Nachteile für wissenschaftlich und künstlerisch tätige Frauen 
sowie Studentinnen. Die Gleichstellungsbeauftragte ist in dem für die sachgerechte 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlichen Umfang frühzeitig und umfassend zu 
informieren. Sie ist dem Rektorat unmittelbar zugeordnet und hat ein unmittelbares 
Vortragsrecht. Sie ist in der Ausübung ihrer Tätigkeit nicht an Weisungen gebunden. Die 
Gleichstellungsbeauftragte darf wegen ihrer Tätigkeit weder allgemein noch in ihrer 
beruflichen Entwicklung benachteiligt werden. Hält die Gleichstellungsbeauftragte eine 
Maßnahme für unvereinbar mit § 4 oder mit anderen Vorschriften über die 
Gleichbehandlung von Frauen und Männern, hat sie das Recht, diese Maßnahme binnen 
einer Woche nach ihrer Unterrichtung gegenüber dem Rektorat schriftlich zu beanstanden; 
bei unaufschiebbaren Maßnahmen kann das Rektorat die Frist auf zwei Arbeitstage 
verkürzen. Das Rektorat entscheidet über die Beanstandung innerhalb eines Monats nach 
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Zugang. Hält das Rektorat die Beanstandung für begründet, sind die Maßnahmen und ihre 
Folgen zu berichtigen; hält es die Beanstandung für unbegründet, erläutert es gegenüber 
der Gleichstellungsbeauftragten seine Entscheidung schriftlich. Die 
Gleichstellungsbeauftragte erstattet dem Senat einen jährlichen Bericht über ihre Arbeit; 
sie hat das Recht, jährlich dem Hochschulrat über ihre Arbeit zu berichten. 

(4) Die Gleichstellungsbeauftragte gehört dem Senat nach § 19 sowie den 
Berufungskommissionen nach § 48 Absatz 3 und den Auswahlkommissionen nach § 51 
Absatz 6 kraft Amtes an; sie kann sich in den Berufungs- und Auswahlkommissionen 
unbeschadet des § 10 Absatz 6 Satz 1 auch von einem von ihr zu benennenden Mitglied 
oder einer oder einem von ihr zu benennenden Angehörigen der Hochschule vertreten 
lassen. Die Gleichstellungsbeauftragte nimmt an den Sitzungen der Fakultäts- und 
Sektionsräte, der Hochschulräte, der Örtlichen Hochschulräte und der Örtlichen Senate 
mit beratender Stimme teil; sie kann sich von einem von ihr zu benennenden Mitglied oder 
einer oder einem von ihr zu benennenden Angehörigen der Hochschule vertreten lassen 
und ist wie ein Mitglied zu laden und zu informieren. Die Hochschule kann in der 
Grundordnung regeln, in welchen weiteren Gremien, Kommissionen und Ausschüssen die 
Gleichstellungsbeauftragte mit Stimmrecht oder beratend teilnehmen kann. Der Senat 
richtet eine Gleichstellungskommission als beratenden Ausschuss nach § 19 Absatz 1 Satz 
5 ein. Diese berät und unterstützt die Hochschule und die Gleichstellungsbeauftragte bei 
der Erfüllung des Gleichstellungsauftrags. Das Nähere regelt die Grundordnung 

(5) Die Gleichstellungsbeauftragte hat bei Stellenbesetzungen des wissenschaftlichen und 
künstlerischen Personals das Recht auf frühzeitige Beteiligung an 
Stellenausschreibungen, auf Einsicht in Bewerbungsunterlagen sowie auf Teilnahme an 
Bewerbungs- und Personalauswahlgesprächen. Für Berufungsverfahren gelten die 
Regelungen der §§ 48 und 51. 

(6) Die Hochschule stellt der Gleichstellungsbeauftragten die zur wirksamen Erfüllung ihrer 
Aufgaben erforderliche Personal- und Sachausstattung bereit. Die 
Gleichstellungsbeauftragte ist zur Ausübung ihres Amtes von ihren sonstigen 
Dienstaufgaben angemessen zu entlasten; die Stellvertreterinnen können entsprechend 
entlastet werden. Das Wissenschaftsministerium trifft durch Rechtsverordnung, abhängig 
von der Größe der Hochschule, Regelungen für die Entlastung. Die Hochschule gleicht 
eine durch die Entlastung bedingte Verringerung des Lehrangebots in der zuständigen 
Lehreinheit aus. 

(7) Die Hochschulen stellen für die Dauer von fünf Jahren Gleichstellungspläne für das 
hauptberuflich tätige Personal auf und stellen darin dar, wie sie die tatsächliche 
Durchsetzung der Chancengleichheit von Frauen und Männern gemäß § 2 Absatz 4 
fördern. Die Gleichstellungspläne enthalten konkrete Steigerungsziele und Festlegungen 
zu personellen, organisatorischen und fortbildenden Maßnahmen, mit denen die 
Frauenanteile auf allen Ebenen sowie auf allen Führungs- und Entscheidungspositionen 
erhöht werden, bis eine paritätische Besetzung erreicht ist. Die Steigerungsziele für das 
wissenschaftliche und künstlerische Personal orientieren sich mindestens an dem 
Geschlechteranteil der vorangegangenen Qualifizierungsstufe im wissenschaftlichen und 
künstlerischen Dienst (Kaskadenmodell). Der Gleichstellungsplan stellt dar, inwieweit die 
Ziele des Vorgängerplans erreicht wurden, und bewertet die Fortschritte bei der 
Durchsetzung der Chancengleichheit von Frauen und Männern. Das 
Wissenschaftsministerium kann für die Gleichstellungspläne Richtlinien vorgeben. Der 
Gleichstellungsplan ist nach der Zustimmung des Wissenschaftsministeriums gemäß § 7 
zum Struktur- und Entwicklungsplan im Internet zu veröffentlichen; personenbezogene 
Daten sind von der Veröffentlichung auszunehmen. Das Rektorat legt dem Senat und dem 
Hochschulrat nach drei Jahren einen Zwischenbericht zum Stand der Erfüllung des 
Gleichstellungsplans vor. 

….  

http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/7da/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-HSchulGBWV28P19&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/7da/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-HSchulGBWV28P48&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/7da/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-HSchulGBWV28P51&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/7da/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-HSchulGBWV28P51&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/7da/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-HSchulGBWV28P10&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/7da/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-HSchulGBWV28P19&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/7da/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-HSchulGBWV28P19&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/7da/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-HSchulGBWV28P48&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/7da/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-HSchulGBWV28P51&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/7da/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-HSchulGBWV28P2&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/7da/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-HSchulGBWV28P7&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
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§ 4 a Ansprechpersonen für Fragen im Zusammenhang mit sexueller Belästigung und 

für Antidiskriminierung 

(1) Die Hochschule bestellt für ihre Mitglieder und Angehörigen jeweils eine weibliche und 
eine männliche Ansprechperson für Fragen im Zusammenhang mit sexueller 
Belästigung; diese sind in dieser Funktion nicht an Weisungen gebunden. Die Hochschule 
wirkt darauf hin, dass Mitglieder und Angehörige der Hochschulen vor sexueller 
Belästigung geschützt werden. Die Hochschule trifft Regelungen zum weiteren Verfahren. 

(2) Die Hochschule bestellt für ihre Mitglieder und Angehörigen eine Ansprechperson für 
Antidiskriminierung; diese ist in dieser Funktion nicht an Weisungen gebunden. Die 
Hochschule wirkt darauf hin, dass Mitglieder und Angehörige der Hochschulen vor 
Diskriminierungen aus rassistischen Gründen, wegen der ethnischen Herkunft oder der 
religiösen und weltanschaulichen Identität geschützt werden. Die Hochschule trifft 
Regelungen zum weiteren Verfahren. 

(3) Die Funktionen der Ansprechpersonen nach den Absätzen 1 und 2 können miteinander 
verbunden werden. Möglich ist auch die Verbindung mit der Funktion anderer Beauftragter, 
zum Beispiel der Gleichstellungsbeauftragten und der Beauftragten für Chancengleichheit, 
oder die Einrichtung hochschulübergreifender Stellen. Ausgeschlossen ist die Verbindung 
mit der Funktion der oder des Datenschutzbeauftragten. 

(4) § 7 Absatz 1, § 12 Absätze 1 bis 4 sowie § 13 Absatz 1 des Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) gelten für Mitglieder und Angehörige der 
Hochschulen, die keine Beschäftigten sind, entsprechend. Andere Vorschriften zur 
Antidiskriminierung bleiben unberührt. 

 

§ 5 Evaluation 

…. 

(2) Zur Bewertung der Erfüllung der Aufgaben der Hochschulen nach § 2 nehmen die 
Hochschulen regelmäßig Eigenevaluationen vor. Darüber hinaus sind in angemessenen 
zeitlichen Abständen Fremdevaluationen durchzuführen. Die Durchführung einer 
Fremdevaluation ist einer externen Evaluationseinrichtung oder einer externen 
Gutachterkommission zu übertragen. Bei der Evaluation der Lehre sind die Studierenden 
zu beteiligen. Die Ergebnisse sind dem Wissenschaftsministerium im Rahmen des 
Jahresberichts nach § 13 Absatz 9 zu berichten und sollen veröffentlicht werden. 

(3) Die Hochschulen dokumentieren und verfolgen zum Zweck der Sicherung der Qualität des 
Studien- und Qualifizierungsangebots und des Standorts, des gezielten und 
ressourcenschonenden Einsatzes von Haushaltsmitteln sowie der Hochschulplanung in 
pseudonymisierter oder anonymisierter Form die äußeren Verlaufsdaten der Studien- und 
Qualifizierungsverläufe der Studierenden und des wissenschaftlichen und künstlerischen 
Nachwuchses, insbesondere Studiendauer, Wechsel von Studiengang und Studienort, 
Semester des Wechsels sowie Studiengang und Studienort, zu dem gewechselt wird. 
Darüber hinaus wirken die Hochschulen zu den in Satz 1 genannten Zwecken an der 
Hochschulstatistik mit. Hierzu erheben sie die Daten nach §§ 3 bis 5 des 
Hochschulstatistikgesetzes und verarbeiten diese nach Abschluss der Datenaufbereitung 
in pseudonymisierter oder anonymisierter Form. 

…. 

 

http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/ddh/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR189710006BJNE000700000&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/ddh/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR189710006BJNE001200000&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/ddh/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR189710006BJNE001300000&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/ddh/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR189710006BJNE001300000&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/7ub/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-HSchulGBWV28P2&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/7ub/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-HSchulGBWV28P13&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/7ub/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR024140990BJNE000404301&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/7ub/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR024140990BJNE001200301&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/7ub/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR024140990BJNE001200301&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
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§ 7 Struktur- und Entwicklungsplanung 

(1) Die Hochschulen stellen für einen Zeitraum von fünf Jahren Struktur- und 
Entwicklungspläne auf und schreiben sie regelmäßig fort. In den Plänen stellen die 
Hochschulen die für ihre Profilbildung und strategische und organisatorische Entwicklung 
wesentlichen Leitlinien im Vergleich zum vorangegangenen Planungszeitraum sowie den 
Gleichstellungsplan nach § 4 Absatz 7 dar und treffen Festlegungen für die künftige 
Verwendung freiwerdender Stellen von Professuren. Dabei orientieren sich die 
Hochschulen an ihren in § 2 festgelegten Aufgaben und an den im Rahmen von 
Vereinbarungen zwischen Land und Hochschulen festgelegten Zielen. 

(2) Die von den Hochschulen beschlossenen Struktur- und Entwicklungspläne nach Absatz 1 
sind dem Wissenschaftsministerium spätestens sechs Monate vor Beginn der 
Planungsperiode zur Zustimmung vorzulegen. Erfolgt eine Entscheidung nicht innerhalb 
von sechs Monaten nach Einreichung der genehmigungsfähigen Unterlagen, so gilt die 
Zustimmung als erteilt. Die Zustimmung darf nur versagt werden, wenn die Struktur- und 
Entwicklungspläne nicht den gesetzlichen Vorgaben entsprechen oder wenn sie nicht mit 
den Zielen und Vorgaben des Landes in struktureller, finanzieller und 
ausstattungsbezogener Hinsicht übereinstimmen. 

 

§ 10 Gremien; Verfahrensregelungen 

(1) Art und Umfang der Mitwirkung der einzelnen Mitgliedergruppen und innerhalb der 
Mitgliedergruppen sowie die zahlenmäßige Zusammensetzung der Gremien bestimmen 
sich nach der fachlichen Gliederung der Hochschule, den Aufgaben der Gremien und nach 
der Qualifikation, Funktion, Verantwortung und Betroffenheit der Mitglieder der 
Hochschule. Für die Vertretung in den nach Mitgliedergruppen zusammengesetzten 
Gremien bilden 

1. die Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer und die außerplanmäßigen 
Professorinnen und Professoren, soweit sie hauptberuflich tätig sind und überwiegend 
Aufgaben einer Professur wahrnehmen (Gruppe der Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer), 

2. die Akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nach § 52 sowie an 
Musikhochschulen die Lehrbeauftragten nach § 56; ausgenommen sind die Lehrkräfte 
nach § 52 Absatz 6 (Gruppe der Akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter), 

3. die Studierenden nach § 60 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe a (Gruppe der Studierenden), 

4. die Studierenden nach § 60 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe b (Gruppe der Doktorandinnen 
und Doktoranden) sowie 

5. die sonstigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (Gruppe der sonstigen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter) 

grundsätzlich je eine Gruppe; alle Mitgliedergruppen müssen vertreten sein und wirken nach 
Maßgabe von Satz 1 grundsätzlich stimmberechtigt an Entscheidungen mit. Die 
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer im Fakultätsrat können beschließen, dass 
hauptberufliche Dekaninnen oder Dekane, soweit sie nicht bereits der Gruppe nach Satz 2 
Nummer 1 angehören, in dieser Gruppe wahlberechtigt und wählbar sind. Angenommene 
eingeschriebene Doktorandinnen und Doktoranden, die an der Hochschule hauptberuflich 
tätig sind, haben ein Wahlrecht, ob sie ihre Mitwirkungsrechte in der Gruppe der 
Akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (Satz 2 Nummer 2) oder in der Gruppe der 
Studierenden nach § 60 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe b (Satz 2 Nummer 4) ausüben. Für 
sonstige Fälle der Zugehörigkeit zu mehreren Mitgliedergruppen kann die Grund- oder 

http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/89e/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-HSchulGBWV28P4&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/89e/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-HSchulGBWV28P2&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
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Wahlordnung eine Regelung treffen. Die Grundordnung kann bei geringer Mitgliederzahl einer 
Gruppe nach Satz 2 Nummern 2 und 5 eine gemeinsame Gruppe dieser Mitglieder und bei 
geringer Mitgliederzahl einer Gruppe nach Satz 2 Nummern 3 und 4 eine gemeinsame Gruppe 
dieser Mitglieder vorsehen. Die Mitwirkung der Dualen Partner in der DHBW findet nach 
Maßgabe dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften 
im Hochschulrat, im Senat, im Örtlichen Hochschulrat, in der Kommission für 
Qualitätssicherung und in den Fachkommissionen statt. Im Rahmen dieser Mitwirkung führt 
jeder Duale Partner unabhängig von seiner Rechtsform und Größe eine Stimme. 

(2) Die Mitglieder eines Gremiums werden, soweit sie dem Gremium nicht kraft Amtes 
angehören, für eine bestimmte Amtszeit bestellt oder gewählt; sie sind an Weisungen und 
Aufträge ihrer Gruppe nicht gebunden. Unbeschadet des § 20 Absatz 3 Satz 1 Halbsatz 2 
sollen Frauen und Männer bei der Besetzung gleichberechtigt berücksichtigt werden. 

…. 

§ 12 Datenschutz 

…. 

(4) Die Gleichstellungsbeauftragte, die Ansprechperson für Fragen im Zusammenhang mit 
sexueller Belästigung, die Ansprechperson für Antidiskriminierung und die oder der 
Beauftragte für Studierende mit Behinderungen oder chronischen Erkrankungen sowie ihre 
Stellvertreterinnen und Stellvertreter einschließlich der Stellvertreterinnen und 
Stellvertreter nach § 4 Absatz 4 Satz 1 Halbsatz 2 und Satz 2 Halbsatz 2 sind verpflichtet, 
auch innerhalb der Hochschule und über die Zeit ihrer Bestellung hinaus, Stillschweigen 
über die personenbezogenen Daten zu bewahren, die ihnen durch ihre Tätigkeit bekannt 
werden. Hierauf weist die Hochschule die Personen nach Satz 1 bei ihrer Bestellung oder 
zu Beginn ihrer Tätigkeit hin. Die Weitergabe und Übermittlung von personenbezogenen 
Daten, die die Personen nach Satz 1 im Rahmen ihrer Tätigkeit verarbeiten, an andere 
Stellen innerhalb und außerhalb der Hochschule ist nur mit Einwilligung der betroffenen 
Person oder zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung zulässig. 

…. 

§ 13 Finanz- und Berichtswesen 

(1) Die Einnahmen und Ausgaben, die den Hochschulen zur Erfüllung der ihnen obliegenden 
Aufgaben dienen, werden in den Staatshaushaltsplan eingestellt; die Hochschulen sind 
insoweit im Rahmen der haushaltsrechtlichen Bestimmungen des Landes ermächtigt, über 
die ihnen zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel zu verfügen und Forderungen für das 
Land einzuziehen. Die Hochschulen tragen zur Finanzierung der ihnen übertragenen 
Aufgaben durch Einwerbung von Mitteln Dritter und durch sonstige Einnahmen bei. Für die 
Haushalts- und Wirtschaftsführung gelten, soweit nichts anderes bestimmt ist, die 
staatlichen Vorschriften. Die Regelungen über das Körperschaftsvermögen in § 14 bleiben 
unberührt. 

(2) Die staatliche Finanzierung der Hochschulen orientiert sich an ihren Aufgaben, den 
vereinbarten Zielen und den erbrachten Leistungen. 

…. 

(8) Die Hochschulen richten ein Informationssystem ein, das die Grunddaten der 
Ressourcenausstattung und -nutzung für die Leistungsprozesse der Lehre, der Forschung 
und bei den sonstigen Aufgaben der Hochschulen sowie der Erfüllung des 

http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/8bx/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-HSchulGBWV28P20&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/bex/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-HSchulGBWV28P4&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/8fx/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-HSchulGBWV28P14&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
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Gleichstellungsauftrages enthalten muss. Zu den Grunddaten gehören insbesondere 
Angaben über die gegenwärtige Situation, die mehrjährige fachliche, strukturelle, 
personelle, bauliche und finanzielle Entwicklung und die Ergebnisse der 
Leistungsprozesse. 

…. 

§ 19 Senat 

(1) Der Senat entscheidet in Angelegenheiten von Forschung, Kunstausübung, künstlerischen 
Entwicklungsvorhaben, Lehre, Studium, dualer Ausbildung und Weiterbildung, soweit 
diese nicht durch Gesetz einem anderen zentralen Organ, den Fakultäten oder 
Studienakademien zugewiesen sind. Der Senat ist insbesondere zuständig für die 

 
1. Wahl der hauptamtlichen Rektoratsmitglieder gemeinsam mit dem Hochschulrat nach 

Maßgabe von § 18 Absätze 1 und 2 und die Mitwirkung nach § 18 Absatz 4, 

2. Wahl der nebenamtlichen Rektoratsmitglieder nach Maßgabe von § 18 Absatz 5, 

3. Zustimmung zu Struktur- und Entwicklungsplänen, 

4. Stellungnahme zu Entwürfen des Haushaltsvoranschlags oder zum Wirtschaftsplan, 

5. Stellungnahme zum Abschluss von Hochschulverträgen und Zielvereinbarungen, 

6. Stellungnahme zur Funktionsbeschreibung von Stellen für Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer; die Stellungnahme entfällt bei Übereinstimmung mit dem 
beschlossenen Struktur- und Entwicklungsplan, 

7. Beschlussfassung im Zusammenhang mit der Einrichtung, Änderung und Aufhebung 
von Studiengängen, Hochschuleinrichtungen, Fachgruppen sowie gemeinsamen 
Einrichtungen und Kommissionen im Sinne von § 15 Absatz 6, 

8. Beschlussfassung im Zusammenhang mit der Festsetzung von Zulassungszahlen, 

9. Beschlussfassung auf Grund der Vorschläge der Fakultäten oder der 
Studienakademien auf der Grundlage der Empfehlungen der Fachkommissionen über 
die Satzungen für Hochschulprüfungen oder Stellungnahme zu 
Prüfungsverordnungen, durch die ein Hochschulstudium abgeschlossen wird, an der 
DHBW ferner die Regelungen über die Studieninhalte und die Ausbildungsrichtlinien 
sowie über Eignungsvoraussetzungen und Zulassungsverfahren von Dualen 
Partnern, 

10. Beschlussfassung über Satzungen, insbesondere für die Verwaltung und Benutzung 
der Hochschuleinrichtungen einschließlich Gebühren und Entgelte, für die Wahlen 
sowie über die Aufnahmeprüfung, Studienjahreinteilung, Zugang, Zulassung, 
Immatrikulation, Beurlaubung und Exmatrikulation von Studierenden, 

11. Entscheidungen von grundsätzlicher Bedeutung in Fragen der Kunstausübung, 
künstlerischer Entwicklungsvorhaben, der Forschung und der Förderung des 
wissenschaftlichen und künstlerischen Nachwuchses sowie des Technologietransfers, 

12. Beschlussfassung über die Grundordnung und ihre Änderungen, 

13. Erörterung des Jahresberichts der Rektorin oder des Rektors in einer gemeinsamen 
Sitzung mit dem Hochschulrat, 

14. Erörterung des Jahresberichts der Gleichstellungsbeauftragten, 

15. Erörterung des Zwischenberichts zum Gleichstellungsplan. 

http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/99j/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-HSchulGBWV28P18&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/99j/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-HSchulGBWV28P18&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/99j/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-HSchulGBWV28P18&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/99j/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-HSchulGBWV28P15&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
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Auf Antrag eines Viertels der Senatsmitglieder ist ein Verhandlungsgegenstand auf die 
Tagesordnung spätestens der übernächsten Sitzung des Senats zu setzen. Die Grundordnung 
kann vorsehen, dass der Senat oder dessen Gruppen nach § 10 Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 1 
Sprecherinnen oder Sprecher wählen. Der Senat kann beschließende und beratende 
Ausschüsse bilden. Die stimmberechtigten Mitglieder der beschließenden Ausschüsse 
müssen Mitglieder des Senats sein; die Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer müssen 
in diesen Ausschüssen die Mehrheit haben. Die in Satz 2 Nummern 1 bis 3, 7 und 10 sowie 
12 bis 15 aufgeführten Angelegenheiten können beschließenden Ausschüssen nicht 
übertragen werden. Der Senat der DHBW kann Vertreterinnen und Vertreter von Dualen 
Partnern anhören; eine Anhörung muss stattfinden, soweit sich Duale Partner in 
Angelegenheiten, die sie betreffen, an den Senat wenden, sofern die Angelegenheit in die 
Zuständigkeit des Senats fällt. 

(2) Die Zusammensetzung des Senats wird in der Grundordnung geregelt mit der Maßgabe, 
dass 

1. die gewählten Vertreterinnen und Vertreter der Gruppe nach § 10 Absatz 1 Satz 2 
Halbsatz 1 Nummer 1 über die Mehrheit der Stimmen nach § 10 Absatz 3 verfügen 
müssen; an Hochschulen, an denen der Gruppe nach § 10 Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 1 
Nummer 1 maximal 35 Personen angehören, sollen, an allen anderen Hochschulen 
müssen dabei Zahl der Sitze und Zahl der Stimmen identisch sein, 

2. den gewählten Vertreterinnen und Vertretern der Gruppen nach § 10 Absatz 1 Satz 2 
Halbsatz 1 Nummern 2 bis 5 an den Hochschulen nach § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 
1 mindestens 40 Prozent, an den Hochschulen nach § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummern 2 
bis 5 mindestens 33 Prozent der Sitze und Stimmen zukommen, 

3. die Rektorin oder der Rektor, das Rektoratsmitglied für den Bereich der Wirtschafts- 
und Personalverwaltung sowie die Gleichstellungsbeauftragte der Hochschule 
stimmberechtigte Mitglieder kraft Amtes sind und 

4.  der Senat die Zahl von 45 stimmberechtigten Mitgliedern nicht überschreiten soll; eine 
höhere Mitgliederzahl ist mit Zustimmung des Wissenschaftsministeriums zulässig. 

Unter den Voraussetzungen des Satzes 1 können in der Grundordnung weitere 
stimmberechtigte Amtsmitgliedschaften vorgesehen werden. Mitglieder kraft Amtes mit 
beratender Stimme sind: 

1. die weiteren Rektoratsmitglieder nach § 16 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3, soweit keine 
stimmberechtigte Amtsmitgliedschaft nach Satz 2 vorgesehen ist, 

2. die Leitende Ärztliche Direktorin oder der Leitende Ärztliche Direktor und die 
Kaufmännische Direktorin oder der Kaufmännische Direktor, soweit das 
Universitätsklinikum berührt ist, 

3. die Dekanin oder der Dekan der medizinischen Fakultät, soweit sie oder er nicht 
aufgrund der Wahl nach Satz 1 Nummer 1 oder einer stimmberechtigten 
Amtsmitgliedschaft nach Satz 2 dem Senat angehört. 

Die Grundordnung kann weitere beratende Amtsmitgliedschaften vorsehen. Wahlmitglieder 
sind: 

1. mindestens ein Mitglied jeder Fakultät oder Sektion der Hochschule, das der Gruppe 
nach § 10 Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 1 Nummer 1 angehört und von den fakultäts- oder 
sektionsangehörigen Mitgliedern dieser Gruppe nach den Grundsätzen der 
Mehrheitswahl gewählt wird; Mitglieder der Hochschule, die keiner Fakultät oder 

http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/99j/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-HSchulGBWV28P10&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
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mehreren Fakultäten angehören, legen durch schriftliche Erklärung gegenüber dem 
Rektorat fest, in welcher Fakultät sie ihre Mitwirkungsrechte wahrnehmen wollen; ist 
die Hochschule nicht in Fakultäten oder Sektionen gegliedert, werden die 
Vertreterinnen und Vertreter der Gruppe nach § 10 Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 1 Nummer 
1 von den Mitgliedern dieser Gruppe an der Hochschule nach den Grundsätzen der 
Mehrheitswahl gewählt, 

2. an der DHBW abweichend hiervon 

a) ein Mitglied jeder Studienakademie, das der Gruppe nach § 10 Absatz 1 Satz 2 
Halbsatz 1 Nummer 1 angehört und von den Mitgliedern dieser Gruppe an der 
Studienakademie nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl gewählt wird, 

b) ein Mitglied jedes Studienbereichs, das der Gruppe nach § 10 Absatz 1 Satz 2 
Halbsatz 1 Nummer 1 angehört und von den Mitgliedern dieser Gruppe im 
Studienbereich nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl gewählt wird, und 

c) eine Vertreterin oder ein Vertreter der Dualen Partner jedes Studienbereichs, die 
oder der von den verantwortlichen Personen des Studienbereichs gemäß § 65c 
Absatz 3 aus dem Kreis dieser Personen nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl 
gewählt wird, 

 

3. weitere stimmberechtigte Mitglieder der übrigen Gruppen nach § 10 Absatz 1 Satz 2, 
deren zahlenmäßige Zusammensetzung die Grundordnung bestimmt und die nach 
Gruppen direkt gewählt werden. 

Die Grundordnung legt die Zahl der Mitglieder jeder Fakultät oder Sektion fest, die gemäß Satz 
5 Nummer 1 in den Senat gewählt werden. An der DHBW kann die Grundordnung festlegen, 
dass entsprechend der Größe der Studienakademien und Studienbereiche bis zu drei 
Mitglieder der Studienakademie und bis zu zwei Mitglieder des Studienbereichs gemäß Satz 
5 Nummer 2 Buchstaben a und b in den Senat gewählt werden. Das Nähere zur Wahl der 
Mitglieder nach Satz 5 regelt die Wahlordnung; abweichend von § 9 Absatz 8 Satz 4 ist für die 
Vertreterinnen und Vertreter der Gruppe nach § 10 Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 1 Nummer 1 die 
Wahl in einer Versammlung zulässig. Die Amtszeit der Wahlmitglieder wird durch die 
Grundordnung festgelegt. 

 

§ 62 Exmatrikulation 

(1) Die Mitgliedschaft Studierender in der Hochschule erlischt durch die Exmatrikulation. Die 
Exmatrikulation erfolgt auf Antrag der Studierenden oder von Amts wegen. 

(2) Studierende sind von Amts wegen zu exmatrikulieren, wenn 

1. ihnen das Abschlusszeugnis ausgehändigt worden ist, bei Staatsprüfungen spätestens 
einen Monat nach Bestehen der Abschlussprüfung, es sei denn, dass sie noch in einem 
anderen Studiengang eingeschrieben sind, einen Studienaufenthalt an einer 
ausländischen Hochschule absolvieren oder beabsichtigen, die Prüfung zur 
Notenverbesserung zu wiederholen und das Fortbestehen der Immatrikulation 
beantragen, 

2.  in zulassungsbeschränkten Studiengängen die Rücknahme des Zulassungsbescheids 
unanfechtbar geworden oder sofort vollziehbar ist oder die Zulassung aus einem 
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anderen Grund erloschen ist oder nicht besteht und sie in keinem anderen Studiengang 
mehr eingeschrieben sind, 

3. sie den Prüfungsanspruch verloren haben, 

4.  sie Abgaben und Entgelte, die im Zusammenhang mit dem Studium entstanden sind, 
trotz Mahnung und Androhung der Exmatrikulation nach Ablauf der für die Zahlung 
gesetzten Frist nicht gezahlt haben, 

5.  sie nicht innerhalb einer von der Hochschule bestimmten Frist nachweisen, dass ihre 
gegenüber der zuständigen Krankenkasse bestehende Verpflichtung nach § 254 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch erfüllt wurde, es sei denn, die Nichterfüllung ist nicht 
von der oder dem Studierenden zu vertreten, 

6. das Ausbildungsverhältnis beim Studium an der DHBW rechtswirksam beendet und 
nicht innerhalb von acht Wochen ein neuer Studienvertrag geschlossen worden ist; die 
genannte Frist kann ausnahmsweise auf bis zu sechs Monate verlängert werden, wenn 
dies durch außergewöhnliche Umstände, die außerhalb des Einflussbereiches des 
Dualen Partners oder der oder des Studierenden liegen, begründet ist, 

7.  sie ihre Pflichten nach § 29 Absatz 5 Satz 3 wiederholt oder schwer verletzen oder 

8. sie mit der Ordnungsmaßnahme der Exmatrikulation nach § 62a Absatz 2 Satz 2 
Nummer 4 belegt worden sind. 

(3) Studierende können von Amts wegen exmatrikuliert werden, wenn 

1. ein Immatrikulationshindernis nach § 60 nachträglich eintritt, 

2.  eine Abschlussprüfung bis zum Ablauf von 20 Semestern aus von ihnen selbst zu 
vertretenden Gründen nicht abgelegt worden ist oder 

3. sie vorsätzlich oder grob fahrlässig gegen die Grundsätze des § 3 Absatz 5 Sätze 1 bis 
3 verstoßen. 

(4) Die Exmatrikulation wird in der Regel zum Ende des Semesters wirksam, in dem sie 
ausgesprochen wird. Bei Vorliegen besonderer Gründe kann sie mit sofortiger Wirkung 
ausgesprochen werden. An der DHBW kann die Exmatrikulation zum Ende des 
Studienjahrs ausgesprochen werden, wenn dies durch außergewöhnliche Umstände, die 
außerhalb des Einflussbereiches der Ausbildungsstätte oder der oder des Studierenden 
liegen, begründet ist. 

(5) Die Erteilung von Bescheinigungen über die Exmatrikulation und die Ausgabe des 
Prüfungszeugnisses setzen voraus, dass Studierende die Abgaben und Entgelte, die im 
Zusammenhang mit dem Studium entstanden sind, gezahlt haben. 


